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III. Ergebnis

Die Untersuchung der Rechtsschutzm�glichkeiten in den
Kapitalmarktrechtsordnungen Deutschlands, Großbritan-
niens und der USA zeigt, dass s�mtliche der betrachteten Ju-
risdiktionen sowohl beh�rdliche als auch gerichtliche

Rechtsschutzelemente in vergleichbarer Weise vorsehen.
F�r Deutschland ist zu erw�gen, in Teilbereichen spezielle
verfahrensrechtliche Regelungen nach dem Vorbild des bri-
tischen Mitteilungssystems zu statuieren. Dar�ber hinaus
empfiehlt sich die Einrichtung einer unabh�ngigen Be-
schwerdeabteilung f�r aufsichtsrechtliche Belange.

Professor Dr. Menno Aden, Essen*

Das Internationale Privatrecht Rum�niens
Drept International Privat

Das rum�nische Recht weist ein eigenst�ndiges, aus
dem Jahr 1992 stammendes IPR-Gesetz auf. Der
folgende Beitrag stellt diese Kodifizierung vor und
geht auf praktische Anwendungsprobleme ein.

I. Einleitung

1. Gegenstand und Zweck der Darstellung

Das rum�nische IPR wurde unter dem Einfluss europ�ischer
Rechtsentwicklungen geschaffen1 und ist in dem Gesetz
Nr. 105/1992 vom 22. 9. 1992 zusammengefasst und seit
dem 1. 10. 1992 in Kraft (folgend: IPR-Gesetz). Das IPR-
Gesetz besteht aus 12 Kapiteln (capitol), die jeweils in Sek-
tionen, diese wieder in durchlaufend nummerierte Artikel,
183 insgesamt, unterteilt sind. Die Art. 148 bis 181 behan-
deln allerdings das Internationale Zivilprozessrecht Rum�-
niens, geh�ren daher, jedenfalls in unserem Verst�ndnis,
nicht zum eigentlichen IPR.2 Diese Vorschriften werden da-
her vorliegend nicht behandelt. Die verbleibenden Vorschrif-
ten sind noch so zahlreich, dass sie hier nur gestrafft er�rtert
werden k�nnen, zum Teil auch gar nicht. Der Verfasser meint
auch, viele �berfl�ssige Vorschriften oder Redundanzen zu
finden. Die Darstellung ist kein Kommentar, den es in Ru-
m�nien zum IPR-Gesetz bisher nicht gibt. Der Zweck dieser
Darstellung ist ein praktischer. Es soll erreicht werden, dass
die rechtliche Einbettung und der Inhalt des rum�nischen
IPR-Gesetzes sowie wesentliche �hnlichkeiten und Unter-
schiede gegen�ber dem deutschen IPR erkannt werden.

Am 11. 7. 2007 ist die Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des
Europ�ischen Parlaments und des Rates �ber das auf außer-
vertragliche Schuldverh�ltnisse anzuwendende Recht verab-
schiedet worden (nachfolgend: Rom II-VO).3 Diese wird
zum 11. 1. 2009 EU-weit (mit Ausnahme D�nemarks) un-
mittelbar geltendes Recht sein und in ihrem Geltungsbereich
nationale Regelungen verdr�ngen. Auch das hier bespro-
chene rum�nische IPR-Gesetz wird davon betroffen sein.

Durch die Rom II-VO werden insbesondere in Kapitel 8 des
Gesetzes folgende Sektionen ber�hrt:

VII: Art. 104–106: ungerechtfertigte Bereicherung und Ge-
sch�ftsf�hrung ohne Auftrag,

VIII: Art. 107–111: unerlaubte Handlung,

IX: Art. 112–113: Verletzung des Pers�nlichkeitsrechts,

X: Art. 114–116: Produkthaftung,

XI: Art. 117–119: unlauterer Wettbewerb.

Es ist nicht Gegenstand dieses Aufsatzes den durch die Rom
II-VO eventuell entstehenden �nderungsbedarf des rum�ni-
schen IPR-Gesetzes darzustellen.4 Es werden aber im Laufe
der Darstellung einzelne Hinweise gegeben.

2. Land und Recht

Frankreich wirbt Rum�nien f�r die Frankophonie. Rum�-
nisch enth�lt aber nur etwa 60% lateinisches, 40% anderes,
vor allem slawisches Wortgut. Mit Franz�sisch ist es etwa so
verwandt wie Englisch mit Deutsch. Auf Basis des Russi-
schen und Lateinischen, weniger des Franz�sischen, kann
man ca. 60% eines Normaltextes ohne Vorkenntnisse lesen.
Das Rum�nische hat neuzeitliche Begriffe, auch rechtliche,
gezielt aus dem Franz�sischen �bernommen, was die Ver-
st�ndlichkeit von Rechtstexten sehr erleichtert.5

Rum�nien orientierte sich seit seiner Staatsgr�ndung um
1850 trotz eines deutschst�mmigen K�nigshauses an Frank-
reich. Sein Zivilrecht, der Codul Civil, ist praktisch eine Ko-
pie des franz�sischen Code Civil (= CC). Er wurde zum
1. 12. 1865 eingef�hrt und gilt immer noch in der Fassung
vom 10. 10. 2006. Der Codul Civil beginnt heute mit Buch
2, Art. 461ff. Das folgende 3. Buch zerf�llt in 20 Titel, die
den Kern des rum�nischen Zivilrechts bilden. Mit dem Code
Civil besteht weiterhin eine sehr weitgehende �bereinstim-
mung. In Frankreich wird das IPR aus wenigen Vorschriften,
letztlich aus Art. 3 CC entwickelt. Mit der Vollkodifizierung
seines IPR ist Rum�nien daher einen eigenen Weg gegan-
gen. Das franz�sische IPR beh�lt aber in seiner dort durch
die Rechtsprechung und Wissenschaft ausgeformten Gestalt
f�r Rum�nien hohe Autorit�t.

* Der Beitrag entstand w�hrend eines Aufenthalts des Verfassers in Te-
mesvar (Rum�nien) im Rahmen des Herder-Programms des DAAD. Zur
Landeskunde sei auf den Beitrag „Rum�nische Skizzen“ auf der Netz-
seite des Verfassers (unter III. 4.) verwiesen: www.dresaden.de.

1 Chelaru/Gheorghiu, Drept International Privat, Bukarest 2007, S. XIV.
2 Das zitierte Werk von Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1) ist das aktuellste zum

Thema in Rum�nien und wird deswegen hier zugrunde gelegt. Zum
deutschen IPR vgl. Kropholler, Internationales Privatrecht, 6. Aufl.
2000.

3 ABl EU 2007 Nr. L 199, S. 40 ff.; hierzu: Leible/Lehmann, RIW 2007,
721; G. Wagner, IPRax 2008, 1.

4 Wie G. Wagner, IPRax 2008, 1, 6, es f�r das deutsche Recht tut; vgl.
auch die Synopse zum Inkrafttreten der Verordnungen Rom I und Rom
II von Kindler/Klemann, IPRax 2008, 365.

5 �bersetzungen aus dem Rum�nischen stammen vom Verfasser, wurden
aber von Frau Rita Severeanu, Temesvar, �berpr�ft.



In den so genannten Reformstaaten, so auch in Rum�nien,
gibt es fast nie ver�ffentlichte Gerichtsurteile. Chelaru/
Gheorghiu berufen sich nicht auf eine einzige (!) einschl�-
gige rum�nische Gerichtsentscheidung, wohl aber manch-
mal auf Entscheidungen der franz�sischen Cour de Cassati-
on. Der Verfasser hat auf verschiedenen Auslandseins�tzen
staatliche Entscheidungstr�ger immer wieder darauf hinzu-
weisen versucht, dass es sinnlos und f�r den Aufbau eines
Rechtsstaates sogar sch�dlich ist, dem Land gute Gesetze –
wenn sie es denn sind – aufzudr�cken, ohne gleichzeitig da-
f�r zu sorgen, dass die daraufhin ergehenden gerichtlichen
Entscheidungen im Gerichtssystem selbst und im Lande ver-
breitet werden. Der Vorschlag, Gerichtsentscheidungen je-
denfalls zu Anfang in eine offizielle Intranet- oder Internet-
Entscheidungssammlung einzustellen, wurde zur Kenntnis
genommen. Denselben Vorschlag m�chte der Verfasser auch
f�r Rum�nien machen.

II. Inhalt des IPR-Gesetzes

1. 1. Kapitel: Grundlagen (dispozitii generale),
Art. 1–10

a) Anwendung und Grenzen fremden Rechts

Art. 1–10 formulieren die allgemeinen Grundlagen des IPR
f�r Rum�nien, etwa die rechtliche Gleichbehandlung von
Ausl�ndern mit Inl�ndern, Art. 2, die schon aus Art. 18 der
rum�nischen Verfassung folgt.6 Es werden einige, sozusagen
historische Streitfragen des IPR geregelt, so z.B.:

– Art. 3: Qualifikation geschieht nach der lex fori.7 In Erw�-
gungsgrund Nr. 11 legt die Rom II-VO eine autonome Qualifi-
kation nahe.8 Hier ist eine �nderung bzw. Klarstellung infolge
von Art. 24 Rom II-VO zu erwarten.

– Art. 4: R�ckverweisung auf eigenes Recht wird angenom-
men,9 Weiterverweisung nur, falls ausdr�cklich bestimmt u.�.
Hier ist eine �nderung bzw. Klarstellung infolge von Art. 24
Rom II-VO zu erwarten.

– Der Wortlaut des Art. 10 ist auslegungsbed�rftig: „Dieses Ge-
setz ist nur in dem Maße anwendbar, als nicht in internationalen
�bereinkommen, bei denen Rum�nien Mitglied ist, etwas ande-
res bestimmt ist.“ Es ist aber fraglich, ob eine Direkteinstrah-
lung des V�lkervertragsrechts gewollt ist. N�her liegt: V�lker-
vertragsrecht wird beachtet, wenn es in innerstaatliches Recht
umgesetzt ist.

Art. 3 Abs. 1 EGBGB beginnt mit dem f�rmlichen Befehl,
bei Vorliegen seiner Voraussetzungen, fremdes Recht anzu-
wenden. Dieser ergibt sich im rum�nischen IPR-Gesetz indi-
rekt aus Art. 1. Dieser lautet:

„Das vorliegende Gesetz umfasst

a. Vorschriften f�r die Bestimmung des anwendbaren Rechts im
Rahmen des IPR.

b. Vorschriften f�r das streitige Verfahren im Rahmen des IPR.

Gegenstand des IPR im Sinne dieses Gesetze sind b�rgerlich-
rechtliche, handelsrechtliche, arbeitsrechtliche, zivilprozes-
suale und andere Rechtsverh�ltnisse mit einem Auslandsbezug
(cu element de extraneitate).“

Der Auslandsbezug wird im Gesetz nicht weiter definiert.
Die von Chelaru/Gheorghiu10 gegebene Definition (Tatsa-
che, die eine Beziehung zum Recht eines anderen Staates
hat) bringt wohl keinen Erkenntnisgewinn. Das Gesetz be-
handelt so wenig wie unser EGBGB die Frage, was als (aus-
l�ndisches) Recht anzusehen sei. Es wird geantwortet: posi-
tive Normen, Br�uche (cutume), gerichtliche Praxis. Art. 7

schreibt vor, wie der Inhalt des ausl�ndischen Rechts festge-
stellt wird:11

„(1) Der Inhalt des fremden Rechts wird im Erkenntnisverfah-
ren festgestellt durch Ausk�nfte des fremden Staates, durch
Gutachten oder durch andere angemessene Mittel. (2) Die Par-
tei, welche sich auf ausl�ndisches Recht beruft, kann verpflich-
tet werden, dessen Inhalt zu beweisen (poate fi obligate sa faca
dovada continutului ei). (3) Im Falle der Unm�glichkeit, den In-
halt des fremden Rechts festzustellen, findet rum�nisches Recht
Anwendung.“

Satz 1 gibt demnach wieder, was wir aus § 293 ZPO kennen
und was auch unter dem Code Civil gilt.12 Chelaru/Gheor-
ghiu13 betonen ausdr�cklich: Ausl�ndisches Recht ist Recht,
nicht Tatsache. Bei Satz 2 ist nicht ganz klar, wie er gemeint
ist. Er kann immerhin dahin ausgelegt werden, dass das Ge-
richt, wenn es besondere Schwierigkeiten sieht, die Rechts-
beschaffung der interessierten Partei zuschiebt. In einem
Vertrag wird sich ggf. eine Klarstellung empfehlen, etwa
durch einen Zusatz in der Rechtswahlklausel wie folgt:

„Kosten f�r Gutachter o.�., die sich im Zusammenhang mit der
Anwendung eines anderen Rechts als der lex fori ergeben, fallen
unabh�ngig von Ausgang des Rechtsstreits dem … (Kl�ger/Be-
klagten/beiden zu gleichen Teilen) … zur Last.“

Auf die im Common Law auftretende Frage, ob fremdes
Recht „Tatsache“ ist, die nach Beweisregeln erhoben wird,
oder „Recht“, welches das Gericht von Amts wegen kennt
oder kennen muss, ist hier nicht einzugehen. Chelaru/
Gheorghiu sagen hierzu nichts.14

Satz 3 des Art. 7 wird auf franz�sisches Recht zur�ckge-
hen.15 Als letztlich auch bei uns geltende, wenn auch positiv
nicht geregelte Auspr�gung des allgemeinen Unm�glich-
keitsaxioms ist er akzeptabel, l�dt aber ggf. das Gericht zu
gewissen Freiheiten ein. In der Vertragspraxis k�nnte eine
R�ckfallklausel helfen, etwa wie folgt:

„F�r den in Art. 7 Abs. 3 genannten Fall vereinbaren die Partei-
en hilfsweise die Anwendung des Rechtes von …“

b) Abwehr ausl�ndischen Rechts

Dieses erste Kapitel benennt in Art. 8 auch die Grenzen der
Anwendung fremden Rechts:

„Die Anwendung ausl�ndischen Rechts ist ausgeschlossen,

a. wenn dieses gegen den rum�nischen ordre public internatio-
nal verst�ßt (incalca ordinea publica de drept international pri-
vat roman); vgl. auch Art. 26 Rom II-VO.
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6 N�her hierzu Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 133.
7 Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 56. Vgl. dort auch zu den Ausnahmen:

Wenn z. B. ein internationaler Vertrag Kollisionsnormen enth�lt, sei es
praktisch, im Rahmen dieses Vertrages zu qualifizieren. Grds. dazu Kro-
pholler (Fn. 2), S. 112 f.

8 Bri�re, Le r�glement (CE) nr 864/2007 du 11 juillet 2007 sur la loi appli-
cable aux obligations non contractuelles (Rome II), Journal du Droit In-
ternational 2008, 31.

9 So auch im franz�sischen Recht: Dalloz, Code Civil, 102. Aufl. 2003,
art. 3 Nr. 1. Zum deutschen Recht vgl. Kropholler (Fn. 2), S. 163 f.

10 Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 2.
11 Das rum�nische IPR-Gesetz gibt keine Nummerierungen oder Abs�tze

vor; soweit sich solche in den vorliegenden �bersetzungen finden, stam-
men sie vom Verfasser.

12 Dalloz (Fn. 9).
13 Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 74.
14 Aden, Internationales privates Wirtschaftsrecht, 2006, S. 57 f. Auch im

franz�sischen Recht ist diese Frage nicht ganz klar beantwortet; ebenso
wenig im neuen spanischen IPR (vgl. Calvo Caravaca/Carrascosa
Gonz�lez, IPrax 2005, 170).

15 Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 36 mit Bezug auf Cour de Cass. v. 20. 10. 1980
(absence de tous renseignements de la loi 	trang�re il y a lieu de faire
application de la loi interne fran�aise).



b. wenn dieses infolge einer T�uschung anwendbar geworden
ist.“

Art. 8 enth�lt also in einer Vorschrift, was wir in Art. 6 und
34 EGBGB getrennt regeln. Das beeintr�chtigt wohl auch
das Verst�ndnis f�r den systematischen Unterschied, den wir
sehen. Art. 6 EGBGB folgt aus dem Grundsatz des IPR
selbst und gibt gleichsam den juristischen Immunschutz ge-
gen zu anst�ßige fremde Rechtsnormen. Art. 34 EGBGB
hingegen ist eine Art Notbremse des freiheitlichen Staates
gegen die private Abwahl des rechts- und sozialstaatlichen
Besitzstandes des Staates.

Art. 8 lit. b stammt aus der franz�sischen Rechtsprechung.16

Fremdes Recht ist – und zwar von Amts wegen – nicht zu
beachten, wenn dieses infolge einer T�uschung (prin frauda)
anwendbar geworden ist. Eine entsprechende Regel fehlt bei
uns, ist aber �ber die exceptio doli (§ 826 BGB) auch zu er-
reichen.

c) Angleichung?

Art. 9 sagt: „Im Ausland erworbene Rechte werden in Ru-
m�nien anerkannt, wenn sie nicht gegen den rum�nischen
ordre public international verstoßen.“

Der eigene Anwendungsbereich dieser Vorschrift ist nicht
klar. Ist ordre public international im gleichen Sinne wie im
deutschen Art. 6 EGBGB gemeint? Oder im Sinne von
Art. 34 EGBGB? In Lehrb�chern w�rde man hier an Sklave-
rei oder �hnliche Unterwerfungsverh�ltnisse denken. Aber
dann erg�be sich die hier angeordnete Rechtsfolge schon
aus Art. 8 lit. a. Vielleicht hat das Gesetz aber Probleme von
der Art im Auge, welche sich aus der (Nicht-)Durchsetzung
von Strafschadensersatz ergeben, den sogar unser BGH den
Mut hatte, f�r das zu halten, was Amerikaner outlandish
nennen.17 Ein von einem rum�nischen Gericht nach US-
Recht zu beurteilender Schadensersatzanspruch d�rfte, so
ist Art. 9 wohl zu lesen, die Strafkomponente nicht enthal-
ten.18

Ein im Ausland entstandenes Recht, welches der lex fori un-
bekannt ist, muss mit dem Inhalt umgesetzt werden, wie er
im Rahmen der lex fori m�glich ist. Beispiel: Ein im Aus-
land entstandenes, in Deutschland aber unbekanntes besitz-
loses Pfandrecht gibt bei uns die Rechte wie aus Sicherungs-
eigentum. Das franz�sische und damit auch das rum�nische
Recht unterscheiden nicht so deutlich wie wir zwischen der
– anscheinend von Kegel entdeckten – Rechtsfigur der An-
gleichung und der Qualifikation. Diese Frage wird daher als
Qualifikationsproblem behandelt.19

2. 2. Kapitel: Die nat�rliche Person
(statutul persoanei fisice), Art. 11–39

a) Grunds�tze: Sektion 1, Art. 11–17:
Allgemeine Vorschriften

Art. 11 nennt die zum Personalstatut zu rechnenden Rechts-
gebiete (Status, Rechts- und Gesch�ftsf�higkeit, Familien-
verh�ltnisse) und bestimmt im Einklang mit der europ�-
ischen Tradition, dass diese dem Heimatrecht unterliegen.

Das Heimatrecht wird in Art. 12 definiert: Die Staatsb�rger-
schaft ist auch hier das wichtigste Ankn�pfungsmerkmal f�r
das Personalstatut.20 Bei mehreren Staatsangh�rigkeiten
oder ihrem Fehlen gilt die �bliche Staffelung: Domizil,
schlichter Wohnsitz. Ist eine unter mehreren Staatsangeh�-
rigkeiten die rum�nische, geht diese vor, 12 Abs. 2. Eher

verwirrend – so als ob sich das nicht eigentlich schon aus
Art. 11 erg�be – sind einige Klarstellungen. Diese Doppe-
lung r�hrt aber vielleicht daher, dass auch das franz�sische
IPR hier eigene Gliederungspunkte hat. Art. 13: Beginn und
Ende der Rechtsf�higkeit einer Person unterliegen dem Per-
sonalstatut. Dasselbe gilt nach Art. 14 f�r das Namens-
recht21. Auch das in Art. 16 geregelte Verschollenheitsrecht
kn�pft nat�rlicherweise an das Heimatrecht an.22

Gem�ß 14 Abs. 2 unterliegt der Anspruch aus einer in Rum�-
nien ver�bten Verletzung des Namensrechts dem rum�ni-
schen Recht. Diese Regelung ist als lex loci delicti zwar nor-
mal (vgl. auch Art. 40 EGBGB), sie geh�rt aber systematisch
nicht hierher; auch ist ihr Verh�ltnis zu Art. 112 (s.u.) unklar.

Die Frage, ob eine Person eine fremde Staatsb�rgerschaft
hat, wird von Art. 12 Abs. 2 nat�rlich den Gesetzen jenes
Staates zugewiesen. Die Frage, ob der rum�nische Richter
das fremde Staatsb�rgerrecht (�ffentliches Recht) im Rah-
men einer Vorfrage selbst anwenden darf, wird aber nicht
gestellt oder beantwortet. Der Begriff der kollisionsrechtli-
chen Vorfrage wird von Chelaru/Gheorghiu nicht erw�hnt.23

b) Familienrecht

Diese Regeln seien, da wirtschaftsrechtlich weniger wichtig,
nur gestreift. Wichtige inhaltliche Unterschiede zum franz�-
sischen Kollisionsrecht sind nicht erkennbar. Die Praxis
wird daher ggf. gut daran tun, jedenfalls zun�chst die leicht
zug�ngliche und in reicher Gerichtspraxis ausdifferenzierte
franz�sische Rechtslage zugrunde zu legen.

aa) Sektion 2: Eheschließung und -scheidung, Art. 18–24

Das gemeinsame Heimatrecht beider Gatten regiert die Ein-
gehung der Ehe, Art. 18. Ehehindernisse, welche die Frei-
heit der Eheschließung beeintr�chtigen, sind gem�ß Abs. 2
unanwendbar (vgl. Art. 13 Abs. 1 und 2 Satz 3 EGBGB).
Auch die Ehewirkungen und Verm�gensbeziehungen der
Gatten folgen diesem. Nach Art. 20 entscheidet mangels ge-
meinsamen Heimatrechts die m�gliche gemeinsame An-
kn�pfung (Wohnsitz, Aufenthalt, engste Beziehung).

Art. 20 gilt gem�ß Art. 22 auch f�r Scheidungen. Wenn das
danach anwendbare fremde Recht die Scheidung nicht er-
laubt oder �ber Geb�hr erschwert, gilt das f�r Ehehinder-
nisse Gesagte gleichsam nur umgekehrt, Art. 22 Abs. 2.

bb) Sektion 3: Kindschaft, Art. 25–33

Die Adoption unterliegt doppeltem Recht, d.h. sowohl dem
Heimatrecht des Adoptierenden als auch dem des Kindes,
Art. 30.
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16 Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 7; Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 83 ff. machen
hierzu Ausf�hrungen mit aus der franz�sischen Rechtsliteratur entnom-
menen Beispielen.

17 Vgl. Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 66. Aufl. 2008,
§ 328 Rdnr. 44.

18 Vgl. Nr. 32 der Erw�gungsgr�nde der Rom II-VO.
19 Das zeigt sich ganz deutlich bei Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 57: Ist

ein Rechtsinstitut der lex fori unbekannt, muss entgegen Art. 3 nach aus-
l�ndischem Recht qualifiziert werden.

20 Es �berrascht nicht, dass die bei uns gelehrten kollisionsrechtlichen An-
kn�pfungen auch hier gelehrt werden, insbesondere Staatsangeh�rig-
keit, Territorialit�tsgrundsatz, Recht der Flagge, Parteiwille; vgl. Chela-
ru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 13 ff.

21 Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 50 und 51.
22 Unser abweichender Art. 9 Satz 2 EGBGB folgt aus der besondern deut-

schen Lage mit vielen Nichtdeutschen, die aber deutscher Volkszugeh�-
rigkeit sind.

23 Aden (Fn. 14), S. 53; vgl. Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 45: Bindung an aus-
l�ndische Entscheidung.



3. 3. Kapitel: Juristische Personen – persoanele
juridice, Art. 40–46

a) Grunds�tze

Ebenso wie das franz�sische Recht von einer nationalit� de
la soci�t� (vgl. art. 1837 CC) spricht, so auch das rum�ni-
sche. Der Aktiengesellschaft wird eine nationalitate (Staats-
angeh�rigkeit) zugeschrieben. Diese regiert, wie bei uns, ge-
m�ß Art. 42 das, was wir das Gesellschaftsstatut nennen, al-
so insbesondere

a) Rechtsf�higkeit,

b) Beginn und Ende der Gesellschafterstellung,

c) die daraus folgenden Rechte und Pflichten,

d) die Wahl der Gesellschaftsorgane,

f) die pers�nliche Verantwortlichkeit der Organe,

h) Aufl�sung und Liquidation.

Diese Aufz�hlung ist trotz der durch das Wort indeosebi
(insbesondere) gelassenen �ffnung wohl eher verwirrend
als hilfreich. Es bleiben viele weitere Bereiche, die mit der-
selben Dringlichkeit eine ausdr�ckliche kollisionsrechtliche
Zuordnung erwarten ließen: Verh�ltnis von Konzernunter-
nehmen zueinander, Abschluss von Unternehmensvertr�-
gen, Auskunftsrechte der Aktion�re, Hinausdr�ngen von
Minderheitsaktion�ren und vieles anderes mehr. Ein argu-
mentum e silentio, wonach f�r hier nicht genannte Gegen-
st�nde die hier genannte Ankn�pfung nicht gelte, liegt daher
auch hier – wie sonst auch immer – nahe. Das ist aber wohl
nicht gemeint. Auch hier wird sich mangels eigener rum�ni-
scher Rechtspraxis im Zweifel empfehlen, das franz�sische
Recht zu befragen.

b) Anerkennung ausl�ndischer juristischer Personen

Rum�nien folgt der auch in Frankreich geltenden Gr�n-
dungstheorie.24 Die entscheidende Vorschrift ist Art. 40, der
folgendermaßen lautet:

„(1) Die juristische Person hat die Staatsangeh�rigkeit des Staa-
tes, auf dessen Gebiet sie nach ihrer Gr�ndungssatzung (actul
constitutiv) ihren Sitz (sediul social) hat. (2) Bei Sitzen in meh-
reren Staaten entscheidet der tats�chliche Sitz (sediul real) �ber
die Staatsangeh�rigkeit. (3) Als tats�chlicher Sitz wird der Ort
verstanden, an welchem sich der Entscheidungsmittelpunkt zur
Durchf�hrung der satzungsgem�ßen Gesch�fte (centrul princi-
pal de conducere si de gestiune a activitatii statutare) befindet,
selbst wenn die Entscheidungen der entsprechenden Organe auf
aus anderen Staaten �bermittelten Weisungen von Aktion�ren
oder Gesellschaftern beruhen.“

Hieraus folgt f�r die ausl�ndische juristische Person zwang-
los die Rechtsf�higkeit, welche sich aus Art. 43 ergibt, der
lautet: „Eine im Ausland nach ihrem Heimatrecht g�ltig er-
richtete juristische Person mit gewerblichem Zweck (cu scop
patrimonial) wird in Rum�nien anerkannt.“

c) Vereine

F�r die Anerkennung von Kapitalgesellschaften wird Ge-
genseitigkeit nicht gefordert, wohl aber f�r Idealvereine.
Art. 43 Abs. 2 und 3 sind bemerkenswert:

„(2) Juristische Personen ohne Erwerbszweck k�nnen in Rum�-
nien, nach vorheriger Genehmigung durch die Regierung, auf
Antrag nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit anerkannt wer-
den, wenn sie nach dem Recht des Staates, dessen Nationalit�t
sie haben, g�ltig gegr�ndet worden sind, und wenn ihre sat-

zungsm�ßigen Ziele der sozialen und wirtschaftlichen Ordnung
in Rum�nien nicht zuwiderlaufen.

(3) Jede interessierte Person ist befugt, Einspruch [aus dem Zu-
sammenhang erg�nze: gegen diese Anerkennung bzw. fortdau-
ernde Anerkennung] einzulegen (recursul poate fi exercitat) mit
der Begr�ndung, dass die in Abs. 2 genannten Bedingungen
nicht erf�llt sind.“25

Selbstverst�ndlich ist wohl Art. 41: „Die Satzung der juristi-
schen Person untersteht ihrem Heimatrecht gem�ß Art. 40.“

Ebenso selbstverst�ndlich ist, dass (so Abs. 2) die Tochter-
gesellschaft eines Mutterunternehmens mit eigener Rechts-
pers�nlichkeit dem Recht ihres Sitzes untersteht und
(Abs. 3) dass auch f�r rechtlich unselbstst�ndige Filialen im
Ausland das dortige Recht gilt.

4. 5. Kapitel: G�ter und Sachen – bunurile,
Art. 49–65

a) Grundsatz der lex rei sitae

Die Vorschriften beschreiben f�r das rum�nische Recht, was
heute wohl kollisionsrechtliches Allgemeingut der Staaten
ist. Ausgangpunkt ist die weltweit anerkannte lex rei sitae
(vgl. Art. 43 EGBGB).26 Art. 49 sagt: „Besitz, Eigentum
und andere dingliche Rechte an Sachen (drepturi reali asu-
pra buni), einschließlich der Pfandrechte an Sachen, unter-
liegen vorbehaltlich anderer Bestimmung, dem Recht des
Ortes, wo sich die Sache befindet.“

Art. 50 h�lt noch ausdr�cklich fest, dass trotz der von Art. 3
angeordneten Qualifikation nach der lex fori (prin derogare
de la art. 3) Natur und Inhalt der Sachenrechte dem Belegen-
heitsrecht folgen. Bohrplattformen werden kraft Gesetzes
als Immobilien qualifiziert, Art. 51, allerdings nur, soweit
sie sich auf dem Kontinentalsockel eines Staates befinden.
Im R�ckschluss gilt daher: Hochseebohrplattformen sind als
Mobilien zu behandeln.27

b) Bewegliche Sachen

Der Belegenheitsgrundsatz wird in Sektion 2, Art. 52–54,
f�r bewegliche Sachen n�her ausgef�hrt. Art. 52 lautet: „Be-
gr�ndung, �bertragung und Erl�schen des Rechts an einer
Sache unterliegen dem Recht des Ortes, an welchem sich
der entsprechende Vorgang vollzieht.“

Res in transitu gelten gem�ß Art. 53 als dort befindlich, von
wo sie versendet wurden, es sei denn, ein Gesetz oder die
Parteien h�tten durch g�ltige Rechtswahl (Art. 73, 74) an-
ders bestimmt. Wird die Sache freiwillig oder infolge Be-
schlagnahme eingelagert, gilt das Recht des Verbringungs-
ortes. Auff�llig ist Art. 53 lit. c: Pers�nliche Sachen eines
Fahrgastes unterliegen dessen Heimatrecht.

Aus deutscher Sicht ist Art. 54 wohl �berfl�ssig, da selbst-
verst�ndlich, wenn gesagt wird, dass die Rechtsfolgen aus
einem Eigentumsvorbehalt (reserva dreptului de proprie-
tate) mangels entgegenstehender Vereinbarung dem Recht
des Exporteurs unterstehen. Der Eigentumsvorbehalt ist
wohl eine deutsche, durch unseren ber�hmten Abstraktions-
grundsatz erleichterte Erfindung. Das franz�sische Recht
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24 Zur Sitz- und Gr�ndungstheorie vgl. Aden (Fn. 14), S. 180; BGH, NJW
2003, 1607.

25 Hervorhebungen durch den Verfasser.
26 Vgl. Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 19, 20.
27 F�r Rum�nien kaum einschl�gig, da sein einziger Zugang zum Meer,

das Schwarze Meer, nur aus dem gemeinsamen Kontinentalsockel der
Anrainerstaaten besteht.



anerkennt aber heute den Eigentumsvorbehalt. Art. 54 kann
daher �ber den kollisionsrechtlichen Gehalt hinaus auch als
eine positivrechtliche Gew�hrleistung dieses Rechtsinstituts
im rum�nischen Recht angesehen werden.

c) Transportmittel

Das anwendbare Recht in Bezug auf Transportmittel (Schif-
fe, Flugzeuge, Eisenbahn) ist in Art. 55 und 56 praktisch
wie in Art. 45 EGBGB geregelt.

d) Wertpapiere

Das EGBGB hat keine ausdr�ckliche Regelung f�r Wertpa-
piere und die aus diesen folgenden Rechte und Pflichten.
Die Art. 57–59 des rum�nischen Gesetzes regeln, was sich
f�r uns selbstverst�ndlich ergibt: Das Statut eines Wertpa-
piers folgt dem seines Emittenten.

e) Geistiges Eigentum

Das Urheberrecht als Ausfluss des Pers�nlichkeitsrechts
sollte nach Meinung des Verfassers weltweit dem Personal-
statut zugerechnet werden, so dass das Heimatrecht des Ur-
hebers �ber das Entstehen und Inhalt dieser Rechte entschie-
de. Das w�re vermutlich am einfachsten. Die gesetzlichen
bzw. von den Rechtsprechungen gefundenen Regelungen in
den Staaten wirken unn�tig kompliziert. Das EGBGB sagt
nichts zum geistigen Eigentum bzw. zum gewerblichen
Rechtsschutz.28 Anders ist dies in den Art. 60–63 IPR-Ge-
setz. Art. 60 lautet:

„(1) Entstehen, Inhalt und Erl�schen eines Rechts eines Urhe-
bers an geistigem Eigentum unterliegen dem Recht des Staates,
wo dieses Recht erstmals ver�ffentlicht wurde. (2) Nicht ver�f-
fentlichte Sch�pfungen unterliegen dem Heimatrecht des Au-
tors.“

Die Frage, was als „erstmalige Ver�ffentlichung“ zu gelten
hat, ist – zumal im Zeitalter des Internet – oft unl�sbar. An-
gesichts des gem�ß Art. 63 auch in Rum�nien geltenden
Schutzlandprinzips (dazu sogleich) ist die praktische Bedeu-
tung dieser Vorschrift wohl eher gering.

Gewerbliche Schutzrechte (drept de proprietate industriala)
unterliegen gem�ß Art. 61 dem Recht des Staates, wo sie re-
gistriert sind oder wo der Antrag darauf gestellt wurde. (Qua-
lifikations-)Probleme, die sich hier ergeben, seien nur ange-
deutet, nicht aber n�her ausgef�hrt. Da ist etwa der ber�hmte
Maschendrahtzaun mit Knallerbsenzweig (Stefan Raab). In
Deutschland ist das urheberrechtlich, mangels Gestaltungs-
h�he, nicht schutzf�hig. Vielleicht aber doch als Pers�nlich-
keitsrecht der „Chemnitzer S�ngerin“, deren Beitrag uns so
bereichert hat? In anderen Staaten aber vielleicht als Marke?
Eine Marke (Art. 61), gewiss ein drept de proprietate indus-
triala, kann gem�ß § 4 Abs. 2 MarkenG auch ohne Eintra-
gung entstehen. Unterliegt nun eine solche Marke Art. 60?

Das Schutzlandprinzip29 bei uns und in Frankreich30 ist in
Rum�nien positiv geregelt durch Art. 63, der lautet: „Urhe-
berrechte und gewerbliche Schutzrechte ausl�ndischer na-
t�rlicher oder juristischer Personen werden in Rum�nien
entsprechend seinen Gesetzen und den internationalen Kon-
ventionen, denen es beigetreten ist, gesch�tzt.“

Das Recht auf Schadensersatz wegen Schutzrechtsverlet-
zungen unterliegt, wie Art. 62 ausdr�cklich, aber hier an der
falschen systematischen Stelle und wegen Art. 107 eigent-
lich �berfl�ssigerweise sagt, dem Recht des Staates, wo die
Verletzung stattfindet.

5. 6. Kapitel: Erbschaften – mostenirea, Art. 66–67

Das Erbrecht unterliegt wie bei uns (Art. 25 EGBGB)
grunds�tzlich dem Heimatrecht des Erblassers, folgt aber in
Bezug auf unbewegliche G�ter und Gewerbebetriebe dem
Recht, wo ein jedes Erbgut sich befindet, Art. 66.

Art. 67 beschreibt den Umfang der zum Erbstatut geh�ren-
den Rechtsfragen. Hier wie bei allen gesetzlichen Enumera-
tionen, ob ohne oder wie vorliegend mit dem Zusatz „insbe-
sondere“, gilt: Die Aufz�hlung ist praktisch, wenn sie genau
den Fall trifft. Sie f�hrt aber fast notwendig zum argumen-
tum e silentio in den meist h�ufigeren F�llen, wenn etwas
nicht genannt ist. Der Verm�chtnisnehmer ist in Art. 67
nicht eigens erw�hnt. Wird seine Rechtsstellung, wie wahr-
scheinlich, unter die der Erben, Art. 67 lit. b, subsumiert
oder richtet sich seine Stellung nach dem Testamentsstatut,
da ein Verm�chtnis ein Testament voraussetzt?

6. 7. Kapitel: Rechtsgesch�fte – actul juridic,
Art. 69–72

Die im IPR besonders wichtige Regelung des auf Formvor-
schriften anwendbaren Rechts findet sich in Art. 71, der lau-
tet:

„(1) Formvorschriften unterliegen dem Recht, welches das
Grundgesch�ft regiert.

(2) Ein Rechtsgesch�ft ist, was seine Form betrifft, g�ltig, wenn
es den Vorschriften einer der folgenden Rechtsordnungen ent-
spricht:

a. Gesetz des Ortes, wo es vorgenommen wurde;

b. Heimatrecht der Person, welche ihm zugestimmt hat;

c. das gem�ß IPR f�r die Beurteilung der G�ltigkeit des Rechts-
gesch�fts anwendbare Recht.“

Diese Vorschrift enth�lt, wenn der Eindruck nicht t�uscht,
eigentlich alles, was der viel l�ngere Art. 11 EGBGB auch
enth�lt. Insbesondere erspart sie uns die gewundene Aus-
druckweise des Art. 11 Abs. 4 EGBGB (Grundst�cke).

7. 8. Kapitel: Vertragliche und außervertragliche
Schuldverh�ltnisse – obligatiile contractuale si
extracontractuale, Art. 73–126

Art. 73 spricht den heute wohl weltweit geltenden Grundsatz
aus: „Der Vertrag unterliegt dem von den Parteien gew�hlten
Recht.“

Die Rechtswahl geschieht ausdr�cklich, stillschweigend
oder ergibt sich aus den Umst�nden (Art. 74). Das ist syste-
matisch problematisch. Die Rechtswahl ist an sich ein ganz
normaler Vertrag, der auf Konsens, nicht aber auf den Um-
st�nden beruht. Letztere k�nnen nur auf einen Konsens
schließen lassen. Da das Mehr das Weniger umfasst, d�rfte
die ausdr�ckliche Erlaubnis (Art. 75) an die Parteien, das
Recht auch nur f�r einen Teil des Vertrages zu w�hlen, �ber-
fl�ssig sein. Unter Berufung auf franz�sisches Recht meinen
Chelaru/Gheorghiu31, dass auch in Rum�nien die staatsfreie
lex mercatoria eine g�ltige Rechtswahl sei. F�r das franz�si-
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28 Vgl. Kropholler (Fn. 2), S. 546.
29 Kommt die Sch�pfung zu uns, nimmt sie, unabh�ngig davon, ob und wie

sie anderswo gesch�tzt wird, an dem Schutz teil, der geistigen Sch�pfun-
gen hierzulande gew�hrt wird; Aden (Fn. 14), S. 194; vgl. auch Krophol-
ler (Fn. 2), S. 162.

30 Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 16: „Sont d’application imperative les r�gles re-
latives � la protection d’une oeuvre litt	raire ou artistique“ (gleichg�ltig,
wo das Werk erstmals erschienen ist).

31 Chelaru/Gheorghiu (Fn. 1), S. 289.



sche Recht ist das wohl zweifelhaft.32 Im internationalen
Schiedsgerichtsverfahren wird die Wahl der lex mercatoria
aber heute anscheinend allgemein als zul�ssig angesehen.33

Die Art. 77–78 entsprechen unserem Art. 28 EGBGB ohne
erkennbare Abweichung: Mangels einer Rechtswahl gilt das
Recht der gr�ßten N�he, welche durch die Belegenheit der
charakteristischen Leistung widerleglich indiziert ist,
Art. 78. Art. 80 betrifft den Geltungsbereich des auf den
Vertrag anzuwendenden Rechts und entspricht daher unse-
rem Art. 32 EGBGB, und zwar fast w�rtlich. Reihenfolge
und Inhalt der Regelungsgegenst�nde in Art. 80 lit. a–e sind
dieselben wie in Art. 32 Abs. 1 Nr. 1–5 EGBGB.

8. Schuldrecht im IPR, Sektion 3, Art. 88–126

Es folgen einzelne Vertr�ge, f�r welche Kollisionsnormen
vorgegeben werden, welche sich, jedenfalls zum Teil, eben-
so aus den allgemeinen Vorschriften ergeben w�rde.

a) Section 3: Kaufvertrag – contractul de vanzare,
Art. 88–92

Art. 88 lautet: „Mangels anderer Rechtswahl unterliegt der
Kaufvertrag �ber eine bewegliche Sache dem Recht des
Staates, in welchem der Verk�ufer, in dieser Reihenfolge,
hat: Wohnsitz, Aufenthalt oder Gesch�ftssitz oder seinen
satzungsm�ßigen Sitz (sedul social).“

Es ist nicht ganz klar, was Art. 88 gegen�ber Art. 77, wel-
cher mangels Rechtswahl auf die charakteristische Leistung
abstellt, verbessert. Vielleicht wird dieser Grundsatz aber
nur wiederholt bzw. konkretisiert, um den Boden f�r Art. 89
zu bereiten. Dieser lautet:

„Entgegen Art. 88 unterliegt ein gewerbsm�ßiger Kaufvertrag
dem Recht des Staates, in welchem der K�ufer seine Gesch�fts-
niederlassung oder Satzungssitz hat, wenn

a. der Vertrag in diesem Staat verhandelt und geschlossen wurde
oder

b. der Vertrag ausdr�cklich vorsieht, dass die Leistung des Ver-
k�ufers in diesem Staat erbracht werden soll.“

Art. 91 definiert den Geltungsbereich des Kaufvertragssta-
tuts �ber Art. 80 hinaus; diesem unterf�llt gem�ß Art. 91f.
daher ausdr�cklich, was sich sonst auch wohl erg�be, die
(Un-)G�ltigkeit eines Eigentumsvorbehalts. Vorbehaltlich
einer anderen Vereinbarung entscheidet unbeschadet des
Kaufvertragsstatuts das Recht des Staates, wo die Ware an-
geliefert wird, �ber die Art und Weise, wie Qualit�t und
Menge �berpr�ft werden.

b) Sektion 5: Arbeitsvertrag – contractul de munca,
Art. 101–102

Auchf�rdenArbeitsvertragk�nnen dieParteien ihrRecht frei
w�hlen (vgl. Art. 30 EGBGB).34 Art. 101 schr�nkt aber wie
bei uns die freie Rechtswahl zum Schutze des Arbeitnehmers
ein. Mangels einer Rechtswahl gilt inhaltlich dasselbe, was
auch Art. 30Abs. 2 EGBGB bestimmt,n�mlich das Recht des
Ortes, wo der Arbeitnehmer seine Arbeit im Wesentlichen zu
erbringen hat.35 K�nftig ist f�r dieHaftung/Anspr�che aus Ar-
beitsk�mpfenauch Art. 9RomII-VOzubeachten.

c) Sektion 7: Ungerechtfertigte Bereicherung und
GoA – imbogatirea fara cauza si gestiuna de afaceri,
Art. 104–106

Es ist ein Weltrechtssatz, dass man zur�ckerstatten muss, wor-
auf man kein Recht hat. W�hrend das BGB hier durch seine

Systematikbrilliert, ist imCodeCivilunddamitauchimrum�-
nischen Recht dieses Rechtsinstitut �berhaupt nicht zusam-
menh�ngend, sondern nur in versprengten Vorschriften gere-
gelt.36 Die Erw�hnung der ungerechtfertigten Bereicherung
im IPR-Gesetz ist daher eigentlich der einzige positivrechtli-
che Ansatz f�r eine systematische Zusammenschau dessen,
was wir in §§ 812ff. BGB regeln. So wenig wie im franz�si-
schen Recht ist daher im rum�nischen Recht der Unterschied
zwischen Leistungs- und Eingriffsbereicherung bekannt.
Art. 104 sagt nur: „Die ungerechtfertige Bereicherung einer
nat�rlichen oder juristischen Person unterliegt dem Recht
des Staates, wo diese geschehen ist (unde s-a produs.).“37

Damit ist die Eingriffskondiktion angesprochen (vgl.
Art. 38 Abs. 2 EGBGB). Auf eine versehentliche Doppel-
zahlung eines deutschen Importeurs an einen rum�nischen
Lieferanten (condictio indebiti) w�rde das rum�nische Ge-
richt daher wahrscheinlich rum�nisches Recht anwenden,
auch wenn der Vertrag etwa deutschem Recht unterliegt.
Der Vertragsjurist wird daher gut daran tun, die Rechtswahl-
klausel etwa um den Satz zu erg�nzen: „Dieses Recht gilt
auch f�r vertragsnahe gesetzliche Anspr�che.“38

F�r die GoA gilt gem�ß Art. 106 eine mit Art. 39 Abs. 1
EGBGB identische Regelung. Hierzu ist k�nftig Art. 11
Rom II-VO zu beachten.

d) Sektion 8: Unerlaubte Handlung – actul illicit,
Art. 107–111

Der bei uns in Art. 40 EGBGB geregelte weltweite Grund-
satz der lex loci delicti findet hier in Art. 107 seine Entspre-
chung.39 In Art. 107 lit. a–h wird das Deliktsstatut beschrie-
ben, was, da aus der Sache selbst folgend, wohl �berfl�ssig
ist. Eine Regel wie im deutschen Art. 40 Abs. 1 Satz 2
EGBGB (Recht des Auswirkungsortes) fehlt, wird aber
k�nftig gem�ß Art. 4 Abs. 1 Rom II-VO gelten. Auch die
Vereinfachungsregel (gleicher Aufenthaltsstaat von Kl�ger
und Beklagtem) nach Art. 40 Abs. 2 EGBGB fehlt.

e) Sektion 9: Verletzung von Pers�nlichkeitsrechten –
raspunderea pentru atingeri aduse personalitatii,
Art. 112–113

Der Schaden aus einer klassischen rechtswidrigen Hand-
lung, z.B. aus Autounfall, entsteht an einem klar bestimm-
baren Ort. Die Rufsch�digung einer Person kann infolge der
heutigen Massenverbreitungsmittel im Augenblick der Tat
auf der ganzen Welt eintreten und einen Schaden in sehr un-
terschiedlicher Art und H�he anrichten.40 Art. 112 nimmt
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32 Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 54: „Tout contrat international est necessaire-
ment rattach	 � la loi d’un Etat.“

33 Aden, Internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit, 2003, S. 273.
34 Vgl. Aden (Fn. 14), S. 190.
35 Im franz�sischen Recht ebenso: Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 62.
36 Art. 1235 CC: Jede Zahlung setzt eine Schuld voraus; das was gezahlt

wurde, ohne geschuldet zu sein, ist Gegenstand eines R�ckforderungs-
anspruchs. Art. 1371 CC: Enrichissement sans cause. Art. 1376 CC:
Wer durch Irrtum oder wissentlich etwas empf�ngt, worauf er keinen
Anspruch hat, ist verpflichtet, das Empfangene dem zur�ckzugeben,
von dem er es empfangen hat. Art. 1377 CC: R�ckforderungsanspruch
dessen, welcher aufgrund einer f�lschlich angenommenen Verbindlich-
keit etwas geleistet hat.

37 Vgl. Art. 10 Abs. 3 Rom II-VO.
38 Art. 10 Abs. 1 Rom II-VO l�st diese Frage zwar anscheinend in diesem

Sinne, ist aber wohl insgesamt etwas unklar.
39 Vgl. Kropholler (Fn. 2), S. 522; auch Nr. 15 der Erw�gungsgr�nde der

Rom II-VO: „… in nahezu allen Mitgliedstaaten … grunds�tzlich lex
loci delicti commissi …“

40 Vgl. Dow Jones v. Gutnick, besprochen von Deißner, Iprax 2005, 54;
vgl. auch Witzleb, RabelsZ 2005, 124: Ein Australier gilt von einer



das auf und stellt dem Gesch�digten nach Abs. 1 folgende
Rechtsordnungen zur Wahl:

„Anspr�che aus einer Pers�nlichkeitsverletzung durch Massen-
medien, insbesondere durch Presse, Radio, Fernsehen oder ir-
gendein anderes Verbreitungsmittel, unterstehen, nach Wahl
des Gesch�digten, dem Recht

a. seines Wohnsitzes oder seines gew�hnlichen Aufenthaltes;

b. des Staates, in welchem die Folgen des Schadens eintreten;

c. des Staates, in welchem der Sch�diger seinen Wohnsitz, ge-
w�hnlichen Aufenthalt oder seinen Satzungssitz hat.“

Abs. 2 schr�nkt die Rechtswahl nach lit. a und b durch eine
Art Ad�quanzregelung ein. Diese Rechtsordnungen k�nnen
nur gew�hlt werden, wenn der T�ter voraussehen konnte,
dass seine Handlung sich dort auswirken werde. Das Recht
auf Widerruf unterliegt nach Art. 113 dem Recht des Staa-
tes, in welchem bzw. von wo aus die entsprechende �uße-
rung ver�ffentlicht wurde. Das wird bei Netzdelikten der
Ort sein, von wo aus die erste Einspeisung geschah. Eine
�nderung infolge der Rom II-VO ist zu erwarten.

f) Sektion 10: Produkthaftung – raspunderea pentru
produse, Art. 114–116

Schadensersatzanspr�che aus M�ngeln einer hergestellten
Sache (Produkt) oder einer fehlerhaften Gebrauchsanleitung
unterliegen nach Wahl des Kl�gers dem Recht seines Wohn-
sitzes oder gew�hnlichen Aufenthaltes oder des Herstel-
lungsortes, Art. 114. Das gilt aber nur zugunsten eines Ver-
brauchers, welcher – an sich systemwidrig – in diesem Ge-
setz, n�mlich in Art. 115, definiert wird. Vorschriften wie
unsere Art. 29, 29a EGBGB, welche eine zulasten des Ver-
brauchers getroffene Rechtswahl regeln, finden sich nicht in
diesem Gesetz, wie auch Art. 34 EGBGB keine genaue Ent-
sprechung hat (s. oben Art. 8). Wenn auch nicht selbstver-
st�ndlich, so juristisch letztlich wohl zul�ssig kann dasselbe
Ergebnis aber aus Art. 8 hergeleitet werden. Eine �nderung
infolge des Art. 5 Rom II-VO ist zu erwarten.

g) Sektion 11: Unlauterer Wettbewerb – raspunderea
pentru concurenta neloialna, Art. 117–119

Es gelten dieselben Grunds�tze wie in Sektion 9. Der Ge-
sch�digte hat die Wahl des anwendbaren Rechts nach dem
Auswirkungsgrundsatz. Eine �nderung infolge des Art. 6
Rom II-VO ist zu erwarten.

h) Sektion 12: 	bertragung und Erl�schen von Rechten –
transmiterea si stingerea obligatilor, Art. 120–123

Art. 120 formuliert den wohl weltweiten Grundsatz, dass die
Abtretbarkeit einer Forderung ein Teil des Forderungsstatuts
ist, also dem Recht folgt, dem auch die Forderung untersteht
(vgl. Art. 33 Abs. 2 EGBGB).41

Art. 120 Satz 2 entspricht Art. 33 Abs. 1 EGBGB, wenn ge-
sagt wird: „Eine zwischen Gl�ubiger und Zessionar getrof-
fene Rechtswahl kann dem Schuldner nicht entgegengehalten
werden.“ Satz 3 lautet: „Die Rechtsbeziehungen zwischen
Gl�ubiger und Zessionar unterliegen dem Recht, auf wel-
chem die Abtretung beruht.“ Das ist eigentlich �berfl�ssig,
da systematisch zwingend, wie im Grunde auch schon Satz 2.

i) Sektion 13: Gemeinsame Vorschriften – dispozitii
commune, Art. 124–126

Das Schuldrecht des Code Civil und damit auch das des ru-
m�nischen Rechts sind weniger systematisch als unseres.

Ein Allgemeiner Teil als Vorwegnahme der gemeinsamen
rechtlichen Elemente ist weder f�r den Code Civil insgesamt
noch gar f�r das Schuldrecht formuliert. Es wirkt daher et-
was erratisch, wenn als „Gemeinsame Vorschriften“ hier die
Kollisionsnormen nur f�r die Gesamtschuld angesprochen
werden, welche aus unserer Sicht, da systematisch an sich
zwingend, sogar als unn�tig erscheinen.

Art. 124 lautet: „Ein Gl�ubiger, welcher Anspr�che gegen
mehrere Schuldner geltend macht, muss sich an das Recht
halten, welches im Verh�ltnis zu jedem einzelnen gilt.“ Und
Art. 125 Abs. 1 lautet: „Der R�ckgriff eines Schuldners ge-
gen seinen Mitschuldner ist nur m�glich, wenn das f�r beide
Schuldner geltende Recht dieses zul�sst.“

Das R�ckgriffsrecht einer �ffentlichen Stelle ergibt sich
gem�ß Art. 125 Abs. 4 aus deren Satzung. Das ist aber
eine Frage des �ffentlichen Rechts und nicht des IPR, ge-
h�rt also eigentlich nicht hierher. Etwas aus dem Zusam-
menhang gerissen unterstellt Art. 126 das Geldstatut, also
seine Wirkung als gesetzliches Zahlungsmittel, dem Recht
des Emittenten, was, da eine § 244 BGB entsprechende
Vorschrift fehlt, eine kollisionsrechtliche Best�tigung des
darin Gesagten ist.42

9. 9. Kapitel: Wechsel- und Scheckrecht,
Art. 127–138, sowie 10. Kapitel: Schifffahrt
und Flugverkehr, Art. 139–144

Das 9. Kapitel (Art. 127–138) betreffend Wechsel und
Scheck und das 10. Kapitel (Art. 139–144) betreffend die
Handelsschifffahrt, die Fluss-Schifffahrt sowie den Flugver-
kehr enthalten Kollisionsnormen, welche nur mit anderen
Worten im Wesentlichen das regeln, was auch bei uns gilt.

10. 11. Kapitel: Verj�hrung – Prescriptia achizitiva
si extintiva, Art. 145–147

Ersitzung hat f�r den alten Eigent�mer die Wirkung einer
Verj�hrung seines Rechts. F�r uns, die wir die Ersitzung aus
der Sicht der Rechtserwerbers beschreiben und dem Sachen-
recht zuordnen (§ 937 BGB), wirkt die kollisionsrechtliche
Behandlung als Verj�hrung fremd. Sie widerspricht auch
dem Weltrechtssatz, der das Eigentum als grunds�tzlich un-
verlierbares und unverj�hrbares Recht anerkennt. Im Ergeb-
nis bleibt aber auch Art. 139 bei der sachenrechtlichen Qua-
lifikation: „Die Ersitzung folgt dem Recht des Staates, wo
sich die betreffende Sache bei Beginn der Besitzergreifung
befindet.“

F�r die eigentliche Verj�hrung wird in Art. 147 bestimmt,
was wir auch denken: „Die Verj�hrung eines Forderungs-
rechts (prescriptia extinctiva a dreptului la actiune) unter-
liegt dem Recht wie die Forderung selbst.“

III. Zusammenfassung und Ergebnis

Das rum�nische IPR-Gesetz leistet, was ein modernes IPR
leisten soll. Infolge seines Detailreichtums leistet es sogar
mehr als das, wird dadurch fehlergeneigt und f�r die Praxis
vermutlich schwer zu handhaben. Es enth�lt �berfl�ssige
Vorschriften und behindert so eine Systembildung, welche

706 RIW Heft 10/2008 Aden, Das Internationale Privatrecht Rum�niens

USA-Zeitschrift auch in Australien als angegriffen, da der Artikel u. a.
auch im Internet ver�ffentlicht wurde.

41 Ebenso im franz�sischen Recht: Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 61.
42 Auch hier hat offenbar die Gliederungsvorgabe des franz�sischen

Rechts Pate gestanden; vgl. Dalloz (Fn. 9), art. 3 Nr. 17.
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bei einer so schwierigen Materie wie dem IPR unerl�sslich
ist. Das ist auch Folge einer mangelnden systematischen
Durchdringung des Privatrechts. Diese ihrerseits h�ngt mit
der sehr engen, nachahmenden �bernahme des franz�si-
schen Rechts zusammen.

Das rum�nische IPR-Gesetz folgt in vielen, wenn nicht in
den meisten F�llen dem franz�sischen IPR. Da Rum�nien
bis auf Weiteres eine ergiebige Rechtsprechung nicht haben
wird, ist f�r praktische Zwecke zu empfehlen, immer auch
das franz�sische Recht zu befragen.

Es ist zu erwarten, dass infolge der Rom II-VO das rum�-
nische IPR-Gesetzes ge�ndert werden wird. Das k�nnte –
und sollte vielleicht auch – zu einer Grunderneuerung des

IPR-Gesetzes f�hren. Deutsche Juristen k�nnten aufgrund
unseres systematischen Ansatzes dabei n�tzliche Hilfe
leisten.

Internationales Wirtschaftsrecht

& Zwingende Anwendung des vom IPR
berufenen ausl�ndischen Sachrechts durch
das Prozessgericht – Haftungsbeschr�nkung
bei Arbeitsunf�llen

BGH, Urteil vom 15. 7. 2008 – VI ZR 105/07

Leits�tze

1. Die Regelungen des internationalen Privatrechts, wozu
auch die einschl�gigen Normen des europ�ischen Gemein-
schaftsrechts sowie die von Deutschland ratifizierten kollisi-
onsrechtlichen Staatsvertr�ge geh�ren, beanspruchen allge-
meine Verbindlichkeit, ohne dass es darauf ank�me, ob sich
eine der Parteien auf die Anwendung ausl�ndischen Rechts
beruft.

2. F�r die Frage der Haftungsbefreiung bei Arbeitsunf�llen
gelten nach Art. 93 Abs. 2 EWG-VO 1408/71 die Rechtsvor-
schriften des Mitgliedstaates, dessen Sozialversicherungs-
tr�ger die Unfallf�rsorge zu gew�hren haben.

3. Die Vorschriften der EWG-VO 1408/71 lassen grunds�tz-
lich sozialversicherungsrechtliche Leistungsanspr�che un-
ber�hrt, die nach dem nationalen Recht eines anderen Mit-
gliedstaats als demjenigen des Besch�ftigungsstaates bereits
begr�ndet sind, dessen Rechtsvorschriften der Versicherte
nach Art. 13ff. der Verordnung unterliegt.

Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 Art. 13, 93; SGB VII
§§ 104ff.; ZPO § 293

Sachverhalt

Die Kl�gerinnen machen auf sie �bergegangene Schadenser-
satzanspr�che aus einem Verkehrsunfall gegen die Beklagten
geltend.

Am 24. 1. 2003 fuhren der Beklagte zu 1, sein Arbeitskollege P.
sowie drei weitere Personen von ihrem gemeinsamen Arbeitsort
in den Niederlanden zu ihren Wohnorten in Sachsen-Anhalt.
Das Fahrzeug hatte der niederl�ndische Arbeitgeber den Be-
sch�ftigten u.a. f�r die Fahrten zwischen Arbeitsort und Schlaf-
st�tte in den Niederlanden sowie f�r Wochenendheimfahrten
�berlassen. Es war in den Niederlanden zugelassen und bei ei-
nem niederl�ndischen Versicherer haftpflichtversichert. Dane-
ben hat der Beklagte zu 2 die Pflichten eines Kraftfahrzeughaft-
pflichtversicherers nach dem AuslPflVersG �bernommen. Der

Beklagte zu 1, der das Fahrzeug lenkte, verursachte im Inland
auf der BAB 14 einen Verkehrsunfall, bei dem P. schwer verletzt
wurde.

Die Kl�gerin zu 1 gew�hrt dem Gesch�digten P. seit dem 27. 1.
2004 eine Erwerbsunf�higkeitsrente. Die Kl�gerin zu 2 �ber-
nahm teilweise die Kosten einer station�ren Rehabilitationsbe-
handlung, in der sich P. vom 17. 2. bis zum 2. 10. 2003 befand.
Unter Berufung auf den Anspruchs�bergang nach § 116 SGB X
machen die Kl�gerinnen Schadensersatzanspr�che des P. wegen
des Unfalls gegen die Beklagten geltend. Die Kl�gerin zu 1 be-
gehrt Ersatz f�r die von ihr bis zum 31. 7. 2005 erbrachten Ren-
tenleistungen sowie die Feststellung der Ersatzpflicht hinsicht-
lich k�nftiger Leistungen an den Gesch�digten. Die Kl�gerin zu
2 verlangt Ersatz der ihr entstandenen Aufwendungen f�r Reha-
bilitationsmaßnahmen.

Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen ohne Erfolg. Mit ihrer
vom erkennenden Senat zugelassenen Revision verfolgen die
Kl�gerinnen ihre Klagebegehren weiter.

Aus den Gr�nden

5 I. Das Berufungsgericht verneint die Aktivlegitimation der
Kl�gerinnen. Es k�nne offen bleiben, ob Schadensersatzanspr�-
che des Gesch�digten P. gegen die Beklagten entstanden seien,
jedenfalls seien etwaige Anspr�che wegen der Haftungsprivile-
gierung gem�ß §§ 105 Abs. 1 Satz 3, 104 Abs. 1 Satz 2 SGB
VII nicht nach § 116 SGB X auf die Kl�gerinnen �bergegangen.
…
6 II. Das Berufungsurteil h�lt revisionsrechtlicher Nachpr�fung
nicht stand. Das Berufungsgericht durfte Anspr�che der Kl�ge-
rinnen nicht schon deshalb verneinen, weil der Beklagte zu 1
nach den Vorschriften der §§ 104ff. SGB VII haftungsprivile-
giert sei. Ob sozialversicherungsrechtliche Haftungsfreistellun-
gen zu Gunsten von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern eingrei-
fen, beurteilt sich im Streitfall nach niederl�ndischem Recht.

7 1. Die Revision r�gt mit Recht, dass das Berufungsgericht
seine Pflicht nach § 293 ZPO verletzt hat, zur Vorbereitung sei-
ner Entscheidung das einschl�gige niederl�ndische Recht von
Amts wegen zu ermitteln (vgl. BGH, BGHZ 118, 151, 162ff.;
Urteil vom 25. 1. 2005 – XI ZR 78/04 – NJW-RR 2005, 1071,
1072; Z�ller/Geimer, ZPO, 26. Aufl., § 293 Rn. 14ff.).

8 a) Kommt bei der Beurteilung eines Sachverhalts die Anwen-
dung ausl�ndischen Rechts in Betracht, hat das Gericht von
Amts wegen zu pr�fen, ob das deutsche internationale Privat-
recht die Anwendung des deutschen oder des ausl�ndischen
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